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Valiant Früherer Chef fordert Bonuszahlungen ein
Michael Hobmeier, früherer Chef der Valiant Bankengruppe, ist seit Ende April 2013 nicht
mehr im Amt. Er bezieht jedoch noch immer Lohn. Seite 15

ImStrebennachgutemWohnraumund
einer «besseren sozialen Mieterdurch-
mischung» hat die Stadt Biel erneut ei-
nen Schritt nach vorne gemacht. Ge-
nauer gesagt:Aufdie städtischenWohn-
baugenossenschaften zu. 31 gibt es da-
von inBiel, und sie bewirtschaften rund
4500 Wohnungen, das sind 16 Prozent
des gesamtenWohnungsbestandes.Der
Clou: Bei Genossenschaften zahlt eine
Mieterin oder ein Mieter rund einen
Viertel weniger Zins alsmarktüblich.
Stadt und Genossenschaften wollen

den Anteil Genossenschaftswohnungen
weiter stärken. Dazu haben gestern
Vertreter von Wohnbaugenossenschaf-
ten sowie die Gemeinderäte Erich Fehr
(SP, Stadtpräsident) und Silvia Steidle
(PSR, Finanzdirektorin) die Charta
2014–2017unterschrieben.Diesesolldie
langfristige Entwicklung der Genossen-
schaften sichern und denWohnungsbe-
standvorallemfürMenschenmitmittle-
remEinkommenattraktivermachen.

Mangel für den Mittelstand
Die Förderung von Genossenschafts-
wohnungen ist mitunter ein politisch
heisses Eisen. Die Zürcher Stadtregie-
rung muss bis 2050 den Anteil von gut
einemViertel auf einenDrittel steigern.
InBern,woderAnteil nur zehnProzent
ausmacht, sorgt die linksgrüne Initia-
tive «Für bezahlbareWohnungen» der-
zeit für Querelen. Insofern ist der
Schulterschluss vonStadtregierungund
Wohnbaugenossenschaften inBiel auch
ein politisches Signal. Wobei die Stadt
eine besondere Art von Wohnungs-
knappheit hat, wie Fehr bei der Char-
taunterzeichnung sagte. «Biel hat keine
klassischeWohnungsnot. Was wir aber
haben, ist ein tendenzieller Mangel für
erschwinglichen, qualitativ guten
Wohnraum für Haushalte mit mittle-
remEinkommen.»

Bereits die Studie vonWüest & Part-
ner, die im Zusammenhang mit dem
Massnahmenpaket gegendenmaroden
Wohnungsbau inBiel vorgestelltwurde,
bestätigte:Genossenschaftensindwich-
tige Player, wenn es darum geht, Biels
spezifisches Wohnungsmanko zu be-
kämpfen. Es brauche «eine Strategie
für dieGesamtstadt» und«Steuerungs-
möglichkeiten», so der Stadtpräsident.
Es ist denkbar, dass Zonenpläne und
Bauordnungendahingehend angepasst
werden, dass die Stadt mehr Einfluss
auf Bauvorhaben nehmen kann.

Baurechtsverträge abgelaufen
Diemeisten Liegenschaften stehen auf
städtischem Boden und stammen aus
den 50er-Jahren. Da viele der Verträge
auf 60Jahre beschränktwaren, sind sie
abgelaufen und wurden erst proviso-
risch verlängert. Deshalb starteten die
Stadt Biel sowie eine Abordnung der
Bieler Wohnbaugenossenschaften un-
ter der Leitung des externen Beraters
Christian Portmann im letzten Som-
mereine gemeinsameStrategieund tra-
fen sich zu zwei ganztägigen Work-
shops. «Das kann man als kleinen
Durchbruch bezeichnen», sagte Uwe
Zahn, Vertreter der Interessengemein-
schaft (IG) der Bieler Wohnbaugenos-
senschaftenund frühererPräsident der
Wohnbaugenossenschaft Daheim, ges-
tern vordenMedien. Seit siebenJahren
versuchten die Genossenschaften, mit
der Stadt ins Gespräch zu kommen.
Zahn strich die Bedeutung der Orga-

nisationen hinaus. Nicht nur würden
jährlichHunderttausende vonFranken
für Sanierungsarbeiten ins lokale Ge-
werbe gesteckt.DieWohnungen spielen
zudem eine wichtige Rolle für ältere
oder alleinstehende Menschen. Zwar
sei der sozialeWohnungsbau etwas an-
deres – die Genossenschaften wollen

ihren Mietern aber Sorge tragen, sagte
Zahn. «Da gibt es keine Diskussion.»

Gesetzliche Grundlage schaffen
Zurück zur Charta: Diese regelt im
Prinzip die Grundsätze für eine part-
nerschaftliche Zusammenarbeit, ohne
rechtlich verbindlich zu sein. Einige
Auszüge: Die Stadt gibt Land im Bau-
recht ab, sichert den Wohnbaugenos-
senschaftenmit raumplanerischenMit-
teln Land und ermöglicht die Weiter-
entwicklungbestehenderundneuer ge-
meinnützigerWohnbauträger.
DieGenossenschaften sindgefordert,

ein «diversifiziertes Angebot an er-
schwinglichem Wohnraum in einem
zeitgemässenStandard» zurVerfügung
zu stellen. Dabei sind Sanierungen und
Neubautenmöglich.Vor allem letzteres
ist fürdieGenossenschaftenundMieter
interessant, sagte IG-Mitgliedund«Ca-
sanostra»-Präsident Fritz Freuler. Der
Grünen-Stadtrat zeigt sich ebenfalls er-
freut über die Annäherung von Stadt
und Wohnbaugenossenschaften. Es
handle sich allerdings um «einen An-
fang», denn «materiell haben wir noch
nichts erreicht».Gemeint ist dieVerlän-
gerung der Baurechtsverträge. Details
wie Ausnützungsziffern, Ausbaustan-
dards, Mietzinse oder Baurechtszinse
werden erst bei diesen Verhandlungen
definiert.Die ersteVerlängerungdürfte
laut StadtpräsidentFehr allerdings frü-
hestens 2016/2017 zu erwarten sein.
Um die Vorhaben in der Charta um-

setzen zukönnen, hat derGemeinderat
nun verschiedene Massnahmen be-
schlossen. Als Kernelement der Charta
wird eine paritätische Arbeitsgruppe
mit je zweiVertreternderStadtundGe-
nossenschaften gegründet. Ihr kommt
gemäss Steidle eine Schlüsselrolle bei
der Pilotphase 2014/2015 zu: Anhand
von zwei, drei Projekten sollen die

neuen Ideen getestet werden. Dazu ge-
hören auch eine raumplanerische Ana-
lyse und eine Bestandesaufnahme des
genossenschaftlichenAngebotes. Letzt-
lich soll die Förderung des gemeinnüt-
zigen Wohnbaus gesetzlich verankert
werden. Es sei vorgesehen, dem Stadt-
rat Anfang 2015 eine Gesamtvorlage zu
unterbreiten. Patrick Furrer

*Biels Bekenntnis zu denWohn-
baugenossenschaften ist ein posi-

tives Signal.Mehr nicht. Denn die Kno-
chenarbeit steht noch bevor. Zwar ha-
ben sich die Behörden endlich zur Zu-
sammenarbeit mit den Genossenschaf-
ten durchgerungen, um preiswerten, gu-
tenWohnraum zu fördern. Das war
aber überfällig. Viele der Baurechtsver-
träge aus den 50er-Jahren sind abge-
laufen. Den Genossenschaften fehlt eine
verlässliche Planungsgrundlage.Wenn
es der Stadt ernst ist, dass sie dieWei-
terentwicklung von gemeinnützigem
Wohnungsbau fördern will, darf es
nicht bei einer schön formulierten
Charta bleiben. Die Baurechtsverträge
müssen zwingend verlängert werden.
Einfach werden diese Verhandlungen
nicht, denn beide Seiten haben ihre Vor-
stellungen. Die Stadt kann die Genos-
senschaftenmit günstigen Baurechts-
zinsen zwar unterstützen, darf die un-
ternehmerische Freiheit aber nicht zu
stark beschneiden. Die Genossenschaf-
ten hingegen dürfen keine Geschenke
erwarten. SelbstWohnbaugenossen-
schaften, wie gemeinnützig sie auch im-
mer seinmögen, müssen beweisen, dass
sie die Ansprüche desMarktes wirklich
erfüllen können. Patrick Furrer

Die gemeinsame Baustelle
Wohnraum Biel und die Wohnbaugenossenschaften spannen bei der Förderung von preiswerten,
gemeinnützigen Wohnungen zusammen. Die neue Charta 2014–2017 ist ein erster Schritt dazu.

Stadtpräsident Erich Fehr und Finanzdirektorin Silvia Steidle (v.r.) unterzeichnen gemeinsammit Vertretern der IG Wohnbaugenossenschaften die Charta 2014–2017. Olivier Gresset
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«Charta 201–2017» und

offizielle Präsentation der Stadt Biel

Bewilligung
für «Schlössli»
Nidau Am 28. März hat der
Regierungsstatthalter von Biel,
Philippe Chételat, die Bewilligung für
die Wiedereröffnung des «Bar-
Dancing Schloss» in Nidau erteilt.
Die Bewilligungen wurden mit
Auflagen verbunden.

Nachdem der Regierungsstatthalter von
Biel die Lokalitäten mit Verfügung vom
23. Dezember2013schliessen liess,wurde
Anfang Februar ein neuesGesuch umEr-
teilung der notwendigen Bewilligungen
gemäss den Gesetzen über das Gastge-
werbe und das Prostitutionsgewerbe ein-
gereicht. Eine Prüfung des Gesuches
durch das Regierungsstatthalteramt hat
ergeben, dass einer Erteilung der Bewilli-
gungennunnichtsmehr imWege steht.
Die Bewilligungen wurden mit zahl-

reichen Auflagen und Bedingungen ver-
knüpft, die einenordnungsgemässenund
störungsfreien Betrieb bezwecken sol-
len. Um die Nachtruhe der Nachbar-
schaft zu gewährleisten, wurde verfügt,
dass ein Ordnungs- und Sicherheits-
dienst mit deren Durchsetzung beauf-
tragt werden muss. Zudem darf die Ter-
rasse nach 22 Uhr nicht mehr benützt
werden und Fenster und Türen sind ab
dieserZeit geschlossen zuhalten.DieBe-
triebsverantwortliche hat sich ab 20Uhr
bis zur Schliessung des Lokals vor Ort
aufzuhalten. Sie hat insbesondere zu ge-
währleisten, dass nur Sexarbeiterinnen
imBesitze dernotwendigenAufenthalts-
und Arbeitsbewilligungen ihre Dienste
anbieten. Bei Widerhandlungen gegen
diese Auflagen und Bedingungen behält
sich der Regierungsstatthalter die er-
neute, unverzüglicheSchliessungderLo-
kalitäten ausdrücklich vor.
Innerhalb von30Tagen seitEröffnung

kannderEntscheid desRegierungsstatt-
halters bei derVolkswirtschaftsdirektion
des Kantons Bernmit Beschwerde ange-
fochtenwerden. mt

Streit beim
Gaskessel
Biel In der Nacht auf Samstag ist es
in Biel zu einer Auseinandersetzung
zwischen mehreren Personen
gekommen. Einige Zeit später ging
bei der Kantonspolizei die Meldung
ein, wonach in einem Spital ein
verletzter Mann behandelt werde.
Die Kantonspolizei Bern sucht
Zeugen.

Bei der Kantonspolizei Bern ging am
Samstag gegen4.10Uhr ausBiel dieMel-
dung ein,wonaches imBereichdesPark-
platzes beim Gaskessel an der Zent-
ralstrasse zu einemStreit zwischenmeh-
reren Personen gekommen sei. Als die
Polizei auf Platz eintraf, hatte sich die Si-
tuation bereits wieder beruhigt. Unge-
fähr 30 Minuten später wurden die Ein-
satzkräfte erneut anden gleichenOrt ge-
rufen. Vor Ort meldete sich ein 23-jähri-
ger Mann bei den Polizisten und gab an,
dass er leicht verletzt sei, jedoch keine
medizinischeHilfe benötige.
Einige Zeit später wurde die Kantons-

polizeiBerndarüber informiert, dass sich
ein 27-jähriger Mann mit Schnittverlet-
zungen imSpital befinde.DieUmstände,
unterwelchener sichdieseVerletzungen
zuzog, sind unklar. Es ist nicht auszu-
schliessen, dass er indieAuseinanderset-
zung an der Zentralstrasse in Biel verwi-
ckelt gewesen war. Die Kantonspolizei
Bern suchtZeugen. Personen, imZusam-
menhang mit der Auseinandersetzung
zwischen 4.30 und 5 Uhr in der Umge-
bung desGaskessels in Biel Beobachtun-
gengemachthaben,werdengebeten, sich
unter der Telefonnummer 032 324 85 31
zumelden. pkb


